Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 2836 


Mündliclier Beridit 

des Ausschusses für das Besatzungsstatut 
und auswärtige Angelegenheiten 

(7. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der KPD 
betr. Freilassung der an Fraiikreidi ausgelieferten 
deutsdien Staatsangehörigen, Einsetzung eines 
Untersudlungsausschusses zur Überprüfung der 
Begleitumstände dieser Auslieferung und Schließung 
der Werbebüros für die Fremdenlegion usw. 

- Nr. 2541 der Drucksachen - 


Berichterstatter : 

Abgeordneter Dr. von Merkatz 


Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen : 

1. Die Bundesregierung wird ersucht, dem Bundestag Auskunft zu 
geben, in welchen Fällen ihr eine von der Besatzungsmacht veran- 
laßte Verhaftung deutscher Staatsangehöriger, die sich in eine 
Fremdenlegion verpflichtet hatten, bekannt geworden ist. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, dem Bundestag Auskunft zu 
geben, welche Schritte sie unternommen hat, um die Freilassung 
von deutschen Staatsangehörigen, die auf Grund ihrer Fremden- 
legionsverpflichtung verhaftet worden sind, aus dem Gewahrsam 
fremder Mächte zu erwirken. 

3. Die Bundesregierung wird ersucht, das Verbot der Werbung für 
fremden Militärdienst und der Übernahme von Verpflichtungen zur 
Dienstleistung in Fremdenlegionen wieder herzustellen und wegen 
der Wiederherstellung dieses Rechtszustandes in Verhandlungen mit 
den Hohen Kommissaren einzutreten. 

4. Die Bundesregierung wird ersucht, im Einvernehmen mit dem 
Senat des Landes Berlin darauf hinzuwirken, daß dieser Rechts- 
zustand auch in Bezug auf Berlin Anerkennung findet. 

Bonn, den 15. November 1951' 

Der Ausschuß für das Besatzungsstatut 
uud auswärtige Angelegenheiten 

Dr. Schmid (Tübingen) Dr. von Merkatz 
V ersitzender Berichterstatter 


•ruckt r«t#r BnifOorf-Sitf darf 

kUtU-Ttrtilab Dr. Hau H•f•^ AmdariaSi. Brattt Strafia M 
«Md Vlubad««, Ni«tM(Ai«atr. t 



